
 
Antworten der 

Christlich Demokratischen Union Deutschlands (CDU) 
und der Christlich-Sozialen Union in Bayern (CSU) 

auf die Fragen des Kindernetzwerk e. V. 
 

 
1. Frage: Jedes Kind/Jugendlicher mit einer chronischen 
Erkrankung/Behinderung hat das Recht innerhalb einer Familie aufzuwachsen. 
Was werden Sie tun, um der betroffenen Familie bestmöglich Unterstützung zu 
gewähren, wie ermöglichen Sie leichteren Zugang zu notwendigen Therapien 
und Gesundheitsleistungen? 
 

Antwort:  
CDU und CSU wollen eine Gesundheitsunion schaffen, die aber nicht zu einer 

Vereinheitlichung der Gesundheitssysteme führt. Wir teilen die Auffassung, dass jedes 

Kind/Jugendlicher mit einer chronischen Erkrankung/Behinderung das Recht hat, 

innerhalb einer Familie aufzuwachsen. Familien- und Gesundheitspolitik liegen in 

erster Linie in nationaler Zuständigkeit und sind daher von den in den Mitgliedstaaten 

der Europäischen Union jeweils vorherrschenden Einstellungen, gesellschaftlichen 

Rahmenbedingungen und Traditionen geprägt. Auch der leichtere Zugang zu 

notwendigen Therapien und Gesundheitsleistungen liegt im Aufgabengebiet nationaler 

Regierungen. In Deutschland ist die Ampel-Regierung in der Verantwortung, 

Leistungen nicht mit der Gießkanne zu verteilen, sondern den wirklich Bedürftigen 

zielgenau Hilfe zukommen zu lassen. 

 

 

2. Frage: Welche Bedeutung haben Selbsthilfeorganisationen und Patient: 
Innenorganisationen für Sie? Inwiefern werden Sie diese bei EU-Gesetzgebung 
künftig einbeziehen?  
 

Antwort: 



 
Für CDU und CSU ist die gesundheitliche Selbsthilfe fester Bestandteil des deutschen 

Gesundheitswesens. Selbsthilfeorganisationen engagieren sich aber auch auf der 

europäischen Ebene. Wir achten darauf, dass sie in Anhörungen, bei Gesprächen mit 

Abgeordneten und Vertreterinnen und Vertretern der Kommission sowie in 

Veranstaltungen repräsentiert sind, um auch die Sichtweisen der Betroffenen in 

Deutschland in die politischen Diskurse auf europäischer Ebene einbringen zu können. 

 

 

3. Frage: Wie wollen Sie erreichen, dass die flächendeckende Sicherstellung der 
kinder- und jugendmedizinischen Versorgung künftig gelingt, so dass der 
Versorgungsauftrag in allen Regionen und Sektoren sichergestellt ist? 
6. Frage: Welche Maßnahmen planen Sie, damit künftig die medikamentöse 
Versorgung der Kinder wieder flächendeckend sichergestellt ist? 
 

Antwort: 
Die Fragen 3 und 6 werden gemeinsam beantwortet.  
Siehe dazu auch Antwort zu Frage 1. Ferner wollen CDU und CSU die 

Versorgungssicherheit mit Medikamenten und Medizinprodukten, insbesondere für 

Kinder, innerhalb der Europäischen Union unter anderem durch Stärkung der 

europäischen Forschungs- und Produktionskapazitäten sicherstellen. Wir wollen 

daher investitionsfreundliche Rahmenbedingungen für die pharmazeutische Industrie 

schaffen, damit wieder mehr Medikamente wie z. B. Antibiotika und 

Kindermedikamente in Produktionsstätten in Europa hergestellt werden. So begegnen 

wir der Medikamentenknappheit und sorgen für die flächendeckende Sicherstellung 

der kinder- und jugendmedizinischen Versorgung. Darüber hinaus setzen wir uns für 

eine bedarfsgerechte, flächendeckende und sektorenübergreifende 

Gesundheitsversorgung durch regionale Versorgungseinheiten klinischer, ambulanter 

und pflegerischer Infrastruktur ein. Dazu zählen neben leistungsfähigen 

Krankenhäusern gerade auch Kinderkliniken.  

 

 



 
4. Frage: Welche Maßnahmen planen Sie, um einen weiteren Aufbau der 
Barrierefreiheit in allen Bereichen des öffentlichen Lebens zu erreichen? Bitte 
zählen Sie diese bezogen auf alle Felder auf.  
7. Frage: Welche Maßnahmen planen Sie, um ein umfassendes Verständnis von 
Inklusion in der Gesellschaft zu entwickeln und in chronischen Erkrankungen 
sein Potential entfalten kann? 
 

Antwort: 
Die Fragen 4 und 7 werden gemeinsam beantwortet.  
Europa inklusiver gestalten heißt für uns, es für alle Europäerinnen und Europäer 

erreichbar zu machen. Mit dem europäischen Behindertenausweis, der als 

zusätzliches Dokument das barrierefreie Reisen in der EU vereinfachen wird, kommen 

wir einen wichtigen Schritt voran. Ein Informationsportal für barrierefreies Reisen soll 

weitere Hürden abbauen. Zudem unterstützen wir die EU darin, einzelstaatliche 

Maßnahmen für Menschen mit Behinderung zu ergänzen, damit gleichberechtigte 

Teilhabe, Barrierefreiheit und Diskriminierungsschutz für Menschen mit 

Behinderungen in ganz Europa sichergestellt werden können. 

 

 

5. Frage: Welche Maßnahmen planen Sie zur Realisierung der bestmöglichen 
Versorgung von Kindern und Jugendlichen, wie sie in der von Deutschland 
unterzeichneten UN-Kinderrechtskonvention proklamiert wird? 
 
Antwort: 
Es ist Aufgabe der Bundesregierung, die Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention 

in Deutschland sicherzustellen. Der Schutz und die Förderung der Rechte des Kindes 

sind ein Hauptziel der EU und des Europäischen Parlaments. Als CDU und CSU wollen 

wir mit einem europäischen Aktionsplan Kinder besser schützen und nehmen vor allem 

sexuellen Kindesmissbrauch in den Blick. Verbrechen dieser Art sind abscheulich. Alle 

Instrumente des Rechtsstaats zum Schutz der Kinder müssen konsequent genutzt 

werden. Wir treten für die Speicherung von IP-Adressen bei allen schweren Straftaten 



 
insbesondere im Kampf gegen Kindesmissbrauch nach den Vorgaben des EuGH ein. 

Auch am digitalen Tatort müssen die Spuren gesichert werden. Außerdem wollen wir 

Kinder im Netz besser vor Cybermobbing und Grooming bewahren. Dafür soll 

Cybermobbing in ganz Europa als Straftat behandelt werden. 

 

 

8. Frage: Werden Sie mehr Forschungsprojekte und -zentren zum Personenkreis 
chronisch kranker und behinderter Kinder, Jugendlicher und Junge 
Erwachsener unterstützen? Denn diese fehlen derzeit dringlich. 
 
Antwort: 
Wir brauchen verbesserte Netzwerke und innovative Strukturen für die Versorgung von 

chronisch kranken Kindern und Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen mit 

einer Behinderung. Forschung kennt keine Grenzen. Deshalb werden CDU und CSU 

im Europäischen Parlament Maßnahmen unterstützen, die den Austausch über 

Ländergrenzen hinweg fördern. Aus Deutschland heraus beteiligt sich das BMBF am 

Aufbau und Erhalt von Ressourcen in vielen Bereichen. 

 


